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Geschäftsanweisung 02/2014 vom 23.10.2014 

 
Ermittlungsaußendienst im Jobcenter Rhein-Hunsrück 
 
Vorbemerkung 
 
Nach § 6 Abs. 1 Satz 2 SGB II sollen die Jobcenter einen Außendienst zur Bekämpfung von Leis-
tungsmissbrauch vorhalten.  
 
Dem Außendienst kommt über die Bekämpfung des Leistungsmissbrauches hinaus jedoch noch 
eine weitergehende Bedeutung zu.  
 
Die zu den Leistungsentscheidungen führenden Tatbestände sind den Mitarbeitern und Mitarbeite-
rinnen nur aus den Anträgen und Gesprächen im Innendienst bekannt. Der Mangel an Kenntnissen 
über entscheidungsrelevante Tatbestände kann zu Fehlentscheidungen und zu nicht erkannten 
sozialrechtlich regulierbaren Bedürfnissen der Hilfesuchenden führen.  
 
Der Außendienst dient dazu, dieses Defizit zu beheben. Der Außendienst ist als Instrument der be-
darfsgerechten Hilfegewährung mit Ausweitung des Aufklärungs- und Beratungsangebotes vor Ort 
zu sehen. Ziel des Außendienstes ist es also nicht, Rechtsansprüche zu mindern, sondern dass 
Schaffen von verbesserten Voraussetzungen für zweckentsprechende und bedarfsgerechte Ent-
scheidungen (siehe hierzu u.a. § 60 SGB I Angabe von Tatsachen, §§ 20,21 SGB X Untersu-
chungsgrundsatz, Beweismittel und §§ 67 ff SGB X Datenerhebung)  
 
Der Außendienst wird auf alle Sachbearbeiter/-innen und Fachassistenten/-innen im Bereich der 
Leistungssachbearbeitung sowie auf alle persönlichen Ansprechpartner/Fallmanager/-innen im Be-
reich Markt & Integration übertragen. 
 
 

Organisation 
 

Die Verteilung des Außendienstes auf alle Mitarbeiter/-innen in den Bereichen Leistung und Markt 
und Integration erfordert ein abgestimmtes und koordiniertes Vorgehen. 
 
Grundsätzlich ist der Auftrag immer von mindestens zwei Personen durchzuführen. Die Ermittlung 
sollte regelmäßig durch den Sachbearbeiter/-in / Fachassistenten/-in  sowie den/die betreuenden 
persönlichen Ansprechpartner/-in / Fallmanager/-in erfolgen. Bei bestimmten Fallkonstellationen 
kann von dieser Zusammensetzung abgesehen werden. Die Entscheidung hierüber trifft der/die 
Teamleiter/-in  am jeweiligen Standort. 
 

a. Die Außendienste werden im Regionalteam abgestimmt. Da die Mehrzahl der Außendienste 
auf leistungsrelevante Fragestellungen abzielt, liegt die Koordination der Außendiensttätig-
keiten des Regionalteams bei dem/der Sachbearbeiter/-in  Leistung. 
 

b. Anstehende Außendienste werden durch den/die Veranlasser/-in des Außendienstes (Fach-
assistenten/-in oder pAp/FM) dem/der Sachbearbeiter/-in angezeigt und in Abstimmung mit 

 

Verteiler: 
Verteiler: alle Mitarbeiterin-
nen/Mitarbeiter 
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diesem/-r  terminiert. 
 

c. Die Buchung des Dienstwagens sowie der Kamera obliegt dem/der Teamleiter/-in  am jewei-
ligen Standort oder alternativ dem Büro der Geschäftsführung.  
 

d. Der Außendienst ist den Leistungsberechtigten regelmäßig anzukündigen bzw. ein Termin 
abzustimmen. Nur in bestimmten Fallkonstellationen soll der Außendienst ohne Ankündi-
gung erfolgen. 
 

e. Bei zu erwartenden Schwierigkeiten im Außendienst (Gewaltandrohung o.Ä.) ist im Vorfeld 
des Außendienstes mit dem Teamleiter oder der Geschäftsführung das Vorgehen abzu-
stimmen. In Einzelfällen können über die Geschäftsführung die Polizei, das Ordnungsamt 
oder auch andere Stellen zu dem Außendienst hinzugezogen werden.  
 

f. Das Ergebnis des Außendienstes ist in der Leistungsakte und nach Bedarf in den relevanten 
IT-Fachverfahren zu dokumentieren. 
 

g. Die vermittlungsrelevanten Feststellungen (Wohnverhältnisse, Gesamteindruck, nächste 
Bushaltestelle etc.) sind bei jedem Außendienst unter Beteiligung des/der  pAp/FM in VerBIS 
als Beratungsvermerk zu dokumentieren. 

 

Im Außendienst weisen sich die Mitarbeiter/-innen, durch Ihre digitale Dienstkarte als Mitarbeiter/-in 
des Jobcenter aus. Eine gesonderte Ausstattung mit Dienstausweisen ist nicht vorgesehen. 
 
Die datenschutzrechtlichen Vorschriften nach §§ 67 ff  SGB X sind zu beachten. Die fachlichen 
Hinweise zu § 6 SGB II bleiben unberührt.  
 
 

Folgende Außendiensttätigkeiten sind insbesondere denkbar: 
 

1. Ermittlung des tatsächlichen Aufenthalts,  
 

2. Prüfung der Notwendigkeit und des Umfanges beantragter Beihilfen nach  

      § 24 Abs. 3 SGB II,  
 

3. Überprüfung von Wohnungsverhältnissen, z. B. Wohnfläche,  
 

4. Verwertbarkeit von Vermögen, insbesondere Aufteilbarkeit bei selbst genutztem Wohneigen-
tum,  
 

5. Abgrenzung Bedarfsgemeinschaft/Haushaltsgemeinschaft,  
 

6. Indizienfeststellung zur Widerlegung der Vermutung einer Verantwortungs- und Einstehens-
gemeinschaft,  
 

7. Umfassende Darstellung der integrationsrelevanten Tatbestände 
 
8. Feststellung von verschwiegenem Einkommen, dabei auch Gespräche mit Arbeitgebern 

(nicht bei Verdacht auf Schwarzarbeit), 
 

 
9. ggf. Gespräche mit sonstigen Dritten, z. B. Nachbarn, Vermieter.  
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Die Aufzählung ist nicht abschließend.  
 
Die Durchführung von Observationen ist unzulässig. Observationen sind zielgerichtete Überwa-
chungen von Personen oder Immobilien unabhängig von der Dauer der Überwachung. Die Sach-
verhaltsaufklärung hat vielmehr durch Inaugenscheinnahme von Beweismitteln zu erfolgen. 
 
Sofern der Verdacht auf Schwarzarbeit besteht, sind die Fälle zur weiteren Bearbeitung an die Fi-
nanzkontrolle Schwarzarbeit der Zollverwaltung abzugeben 
 

Inkrafttreten 
 
Die Geschäftsanweisung tritt mit Veröffentlichung in Kraft und ist bis auf Widerruf gültig. 
  
Die Gleichstellungsbeauftragte und der Personalrat wurden beteiligt. 

 

 

Simmern, 23.10.2014 

 
gez.         
Andreas Lemens       
Geschäftsführer        
Jobcenter Rhein-Hunsrück      


